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Die Übernahme des Verwaltungsobjekts

Der Wechsel in der Verwaltung einer Gemeinschaft der Wohnungseigentümer (GdWE) ist ein 
kritischer Prozess, der Sorgfalt und Professionalität von beiden Seiten erfordert. Eine mangelhafte 
Übergabe kann zu erheblichen Problemen, Verzögerungen und sogar finanziellen Schäden für die 
GdWE führen.

RA Rüdiger Fritsch: 
(..) Die Aufnahme der Verwaltungstätigkeit durch den neu bestellten Verwalter setzt zunächst 
voraus, dass dieser Zugriff auf die Verwaltungsunterlagen sowie das Gemeinschaftsvermögen 
erhält.

Dem neu bestellten Verwalter sind als Organ und Vertreter der GdWE sämtliche 
Verwaltungsunterlagen zu übergeben! (..)

Fritsch: Wohnungseigentumsrecht - 4 Auflage - Elzer, Fritsch, Meier, Seite 258

Nahtlose Verwaltung
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Nahtlosigkeit der weiteren Verwaltung

Der alte Verwalter muss sicherstellen, dass der neue Verwalter nahtlos weiter verwalten kann. 
Zwar gibt es keinen Paragrafen, der das explizit im WEG formuliert, jedoch ergibt sich diese Pflicht 
aus verschiedenen Bereichen, wie etwa:

 Die Natur des Verwaltervertrags als Geschäftsbesorgungsvertrag
 Die Treuepflicht des Verwalters gegenüber der GdWE
 Die Herausgabepflicht nach § 667 BGB?
 Der Anspruch der GdWE auf ordnungsgemäße Verwaltung

Damit der Nachfolger sofort handlungsfähig ist und die Gemeinschaft ohne Unterbrechung 
ordnungsgemäß verwaltet werden kann, muss der Alt – Verwalter so organisiert sein, dass die 
Herausgabepflicht sämtlicher Verwaltungsunterlagen gewährleistet ist.

Fritsch: Wohnungseigentumsrecht - 4 Auflage - Elzer, Fritsch, Meier, Seite 258

Herausgabeanspruch
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Herausgabeanspruch und Herausgabepflicht

Die Herausgabepflicht trifft den alten Verwalter, der nach Beendigung seines Vertrages gesetzlich 
und vertraglich verpflichtet ist, alle zur Verwaltung gehörenden Unterlagen und Vermögenswerte 
der Wohnungseigentümergemeinschaft zu übergeben. Demgegenüber hat die 
Wohnungseigentümergemeinschaft (vertreten durch den neuen Verwalter oder den 
Verwaltungsbeirat) den Herausgabeanspruch auf genau diese Unterlagen und Gelder. Dieser 
Anspruch ermöglicht es der GdWE, die Herausgabe der für die weitere Verwaltung unerlässlichen 
Dokumente und Finanzen vom ehemaligen Verwalter rechtlich einzufordern. Es ist also die Pflicht 
des einen, die dem Recht des anderen gegenübersteht, um einen reibungslosen Übergang der 
Verwaltungsaufgaben zu gewährleisten. Bei der gesamten Übergabe muss er zudem alle 
datenschutzrechtlichen Vorgaben strikt einhalten. 
Eine enge Abstimmung mit dem Verwaltungsbeirat während des Übergabeprozesses ist zudem 
dringend anzuraten. 

Weiter speichern?
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Darf ich nach Übergabe Daten weiter speichern?

WARUM?
(Hügel/Elzer Wohnungseigentumsgesetzes 3. Auflage § 26 Nr. 6 (Buchstabe b)
Nach Beendigung des Verwaltervertrags bestehen weiterhin Pflichten für den ehemaligen Verwalter. So hat er 
insbesondere die Verwaltungsunterlagen herauszugeben und gegebenenfalls eine Rechnungslegung zu 
erbringen (BGH NJW 2018, 1969 Rn. 15).

Nach dem Ende seiner Amtszeit als Verwalter ist der ehemalige Amtsinhaber verpflichtet (LG Itzehoe ZMR 
2015, 54), alles, was er während seiner Tätigkeit als Verwalter erlangt hat, der 
Wohnungseigentümergemeinschaft herauszugeben. Diese Herausgabepflicht erstreckt sich auf sämtliche 
Unterlagen (OLG Frankfurt a.M. WuM 1999, 61 und LG Frankfurt a.M. ZWE 2019, 289 Rn. 9). Die Herausgabe in 
einem bestimmten Medium schließt nicht aus, dass die Unterlagen auch in einem anderen Medium 
herausgegeben werden müssen. Der ehemalige Verwalter kann sich nicht auf ein Zurückbehaltungsrecht 
berufen, beispielsweise wegen noch ausstehender Vergütungsansprüche.

Damit sind auch sämtliche elektronischen Daten enthalten!
Im Falle eines Rechtsstreits dürfen Daten aber weiterhin gespeichert werden.

E-Mails?
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Elektronische Daten: E-Mail
Der alte Verwalter muss alle relevanten E-Mails, die sich auf die Verwaltung der WEG beziehen, dem neuen Verwalter 
zugänglich machen und übergeben. "Relevant" bedeutet hier alle Korrespondenz, die für die ordnungsgemäße 
Fortführung der Verwaltung notwendig ist. 

Folgende Korrespondenzen per E-Mail sind hierfür relevant aufbereitet zu übergeben
 Alle Korrespondenzen mit Eigentümern über Anfragen, Beschwerden, Informationen zu Beschlüssen, Hausgeld 

Abrechnungen, etc.
 Korrespondenzen mit Handwerkern, Reinigungsfirmen, Hausmeisterdienste und Wartungsfirmen

 Alle Korrespondenzen mit Banken und Versicherungen über Kontoauszüge, Vertragsänderungen, 
Schadensmeldungen

 Alle Korrespondenzen mit Behörden, wie Bauämter, Finanzämter, Versorgungsunternehmen.
 Auch die interne Verwaltung, Kommunikation, wie Memos, interne Vermerke, und alle Informationen, die 

die Verwaltung betreffen.
 E-Mails mit Anhängen, wie Angebote, Rechnungen, Verträge, Gutachten

Geschäft/Privat
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Elektronische Daten: E-Mail
Der alte Verwalter Muss vor der Übergabe mehrere organisatorische und technische Schritte unternehmen.

Es ist vor der Übergabe zu prüfen, inwieweit private und geschäftliche Kommunikation vermischt ist. 
Idealerweise hat der Verwalter bereits eine strikte Trennung zwischen privaten und geschäftlichen E-Mails 
vorgenommen, z.B. durch die Nutzung einer dedizierten E-Mail-Adresse für jede GdWE oder durch die 
konsequente Ablage in spezifischen Ordnerstrukturen im E-Mail-Client.

Alle relevanten E-Mails sollten in einer klaren und nachvollziehbaren Ordnerstruktur abgelegt werden (z.B. nach 
Jahr, nach Thema wie "Finanzen", "Sanierungen", "Eigentümerkorrespondenz", "Dienstleister X"). Außerdem 
müssen die E-Mails in einem gängigen und zukunftssicheren Format exportiert werden, das der neue Verwalter 
problemlos öffnen und lesen kann. 

Falls keine strikte Trennung erfolgte, muss der alte Verwalter nun alle relevanten WEG-bezogenen E-Mails 
identifizieren und von seiner persönlichen Korrespondenz trennen. Dies ist oft der zeitaufwendigste Schritt.

Daten an Beirat?
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Der Beirat als Datenempfänger?

Geschützter Bereich
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Der geschützte Bereich in der Hausverwaltung

In der Praxis bitten/fordern Verwaltungsbeiräte oft um die Übersendung der Eigentümerliste nebst 
Kontaktdaten, um direkt mit Eigentümern Kontakt aufnehmen zu können. Aus datenschutzrechtlicher Sicht und 
unter Beachtung der Anforderungen zur Datensicherheit, ist es sicher und sinnvoll, dieses Bedürfnis über das 
Einsichtsrecht zu bedienen. Das Einsichtsrecht ist ein Kernrecht und dient der Kontrolle der Verwaltung und 
wird datenschutzrechtlich als zulässig angesehen. Gleichzeitig gilt der Maßstab der Datenminimierung sowie der 
Zweckbindung. Gemeint ist, dass nicht mehr Daten offengelegt werden sollten als notwendig. Das 
Wahrnehmung des Einsichtsrechts in den Räumen des Verwalters stellt außerdem sicher, dass Daten nicht 
etwaigen Übermittlungsrisiken ausgesetzt sind und den geschützten Bereich des Verwalters somit nicht 
verlassen. 

Heißt: wenn der Verwalter Daten an den Beirat aushändigt, sollte darauf hingewiesen werden, dass zwingend 
Datenschutz und Datensicherheit durch den Datenempfänger beachtet werden müssen. In der Regel verfügt 
ein Beirat/Eigentümer nicht über die nötigen Sicherheitsvorkehrungen, die zum Schutz personenbezogener 
Daten notwendig sind.

E-Mail & Telefon
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Der Beirat als Datenempfänger?

Der Verwaltungsbeirat ist kein „externer Dritter“, sondern ein Gremium der Gemeinschaft der 
Wohnungseigentümer (GdWE). Aus datenschutzrechtlicher Sicht gehört er regelmäßig zur Sphäre
des Verantwortlichen (also der GdWE). Datenzugriffe sind daher grundsätzlich als interne 
Verarbeitung zu behandeln – immer zweckgebunden und nach dem Prinzip der 
Datenminimierung. 

Der Beirat darf Daten nur insoweit erhalten, wie es zur Erfüllung seiner gesetzlichen Aufgaben
nach § 29 WEG (Überwachen, Unterstützen, Prüfen) erforderlich ist. Er hat typischerweise
Anspruch auf Namen und Anschriften der Eigentümer, Einsicht in Verwaltungsunterlagen sowie
Kenntnis von Zahlungsrückständen, wenn dies für Prüfung, Überwachung oder
Beschlussvorbereitung nötig ist. E-Mail-Adressen/Telefonnummern dürfen in der Regel nur mit
Einwilligung weitergegeben werden. 

Aber…

GdWE & Verein
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GdWE und der Vergleich mit einem Verein?

In einem Verein wollte ein Mitglied die E-Mail-Adressen der anderen Mitglieder 

bekommen, um sie vor der großen Versammlung informieren und überzeugen zu 

können. Der Verein wollte das zuerst nicht erlauben, doch der Bundesgerichtshof hat 

entschieden. Das Mitglied darf die E-Mail-Adressen herausverlangen, denn nur so 

können alle Mitglieder offen miteinander sprechen und gemeinsam entscheiden. 

Selbst die DSGVO steht dem, laut BGH (Urteil vom 10.12.2025 - II ZR 132/24), nicht 

entgegen, wenn es darum geht, das Vereinsleben zu gestalten und mitzubestimmen.

BGH-Urteil
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Der BGH (Urteil vom 10.12.2025 – II ZR 132/24)

 Auch in GdWE ist für wichtige Beschlüsse ein direkter Austausch der 
Eigentümer untereinander erforderlich.

 Die Rechtsprechung zieht oft Parallelen zwischen Verein und GdWE –
Informations- und Mitwirkungsrechte sollen praktisch nutzbar sein.

 Daher kann im Einzelfall ein Anspruch bestehen, Kontaktdaten anderer 
Eigentümer (z.B. E-Mail) zu erhalten, um vor Beschlüssen zu informieren 
bzw. zu mobilisieren.

 Datenschutz bleibt zu beachten, tritt aber häufig hinter 
dem gemeinsamen Interesse an informierter Willensbildung zurück 
(Nutzung nur für Gemeinschaftsangelegenheiten).

Kein Freibrief
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Der BGH (Urteil vom 10.12.2025 – II ZR 132/24)

 Das BGH-Urteil vom 10.12.2025 (II ZR 132/24) ist weitreichend und wird 
die Wohnungs- und Hausverwaltung spürbar beeinflussen, weil 
es Transparenz und Kommunikation in der Gemeinschaft stärkt.

 Es ist kein Freibrief zur pauschalen Weitergabe von E-Mail-Adressen 
oder anderen Kontaktdaten an Eigentümer oder Beiräte – jeder Fall ist 
einzeln zu prüfen.

 Maßstab bleiben die DSGVO-Grundsätze, insbesondere Transparenz 
und Information nach Art. 13 DSGVO; Datenschutz ist weiterhin strikt zu 
beachten.

Worauf achten?
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Worauf muss der Verwalter danach achten?

 Datensicherheit der Daten
 Datenschutzrechtliche Anforderungen 
 Hinweis an den Datenempfänger, dass BCC eingesetzt wird
 Hinweis an den Datenempfänger, dass die Daten grundsätzlich für 

andere Zwecke nicht genutzt werden dürfen
 Keine kommerzielle Nutzung
 Datenlöschung nach erfolgtem Anforderungsgrund

Die datenschutzrechtlichen Anforderungen zur Transparenz/Information 
(Art. 13 DSGVO) sind voll zu beachten.

Datenminimierung
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Der Beirat ist kein regelmäßiger Datenempfänger

Außerdem gilt der Grundsatz der Datensparsamkeit gemäß Art. 5 Abs. 1 lit. c DSGVO.
Demnach sollte der Kreis der Empfänger von Daten so gering wie möglich sein. Nur die 
Personen sollen Daten bekommen, wenn sie zum einen diese für ihre tägliche Arbeit brauchen 
und zum anderen ein berechtigtes Interesse an diesen Daten nachweisen können und 
müssen.
Demnach benötigt ein Beiratsmitglied die Kontaktdaten - wie E-Mail und Telefonnummern -
eben nicht notwendig für seine tägliche Arbeit. Ein berechtigtes Interesse kann nur im 
Einzelfall angenommen werden, jedoch ist dieses nicht die Regel.

Außerdem kann jeder betroffene Eigentümer der Verarbeitung seiner Kontaktdaten durch
den Beirat widersprechen. Der Beirat muss dann die Verarbeitung sofort einstellen.

Beirat widerspricht
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Wenn der Beirat widerspricht

Zulässig d. Transparenz
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Dann doch besser Datenschutz beachten!

Die Veröffentlichung von Namen und E-Mail-Adressen des Verwaltungsbeirats im 
Eigentümerportal ist eine Verarbeitung personenbezogener Daten und erfordert eine 
Rechtsgrundlage nach Art. 6 DSGVO; regelmäßig lässt sie sich auf das berechtigte 
Interesse der Gemeinschaft an einer funktionierenden Kommunikation mit dem Beirat 
stützen, zumal der Zugriff auf den geschützten Bereich nur Eigentümern offensteht. 
Eine ausdrückliche Einwilligung des Beirats ist datenschutzrechtlich nicht zwingend 
erforderlich, aber empfehlenswert, um Transparenz und Rechtssicherheit zu erhöhen. 
Unabhängig davon greift stets die Informationspflicht nach Art. 13 DSGVO, sodass der 
Beirat vorab darüber hätte informiert werden müssen, dass und in welchem Umfang 
seine Kontaktdaten im Portal veröffentlicht werden. Insgesamt ist die Veröffentlichung 
der E-Mail-Adresse im geschützten Bereich grundsätzlich zulässig, sofern eine 
Interessenabwägung zugunsten der Gemeinschaft ausfällt und die 
Informationspflichten erfüllt sind.

Rundschreiben
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Wenn der Beirat mehr haben will!

Bankverbindung
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Apropos Datenminimierung

Folgende Frage taucht bei uns auf, die ich nach Rücksprache mit Frau …. an Sie mit der 

Bitte um Beantwortung weitergebe:

Zur Belegprüfung senden wir regelmäßig die monatlichen Inkasso-Listen an unsere 

Beiräte weiter, damit diese sehen wie sich die monatlichen Hausgeld-Einzüge 

zusammensetzen. Die von uns über Hausbank generierten Inkassolisten enthalten 

neben den Beträgen je Einheit ferner die Namen der Eigentümer sowie deren 

Bankverbindung. U.a. diese Listen erhalten die Beiräte per Mail-Anhang.

Ein Beirat moniert, dass wir mit der Bekanntgabe der Bankverbindung gegen 

Datenschutzbestimmungen verstoßen. Hat er damit Recht ?

Ihrer Rückantwort sehen wir mit Interesse entgegen.

So viel wie nötig
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Apropos Datenminimierung

Der monierende Beirat hat in seiner Einschätzung recht. Die Praxis, Inkasso-Listen zur 
Belegprüfung an den Beirat zu versenden, ist zulässig, sofern die Listen auf das Notwendige 
beschränkt sind. Namen und Zahlungsstände können intern übermittelt werden, um dem Prüfer 
eine korrekte Zuordnung zu ermöglichen. Bankverbindungen sollten jedoch entweder 
vollständig entfernt oder beispielsweise die letzten sechs Ziffern angezeigt oder ausgeblendet 
werden. Dies gilt nur dann, wenn es aufgrund von namensgleichen Personen tatsächlich 
schwierig ist, bestimmte Zahlungen zuzuordnen.

Die Rechtsgrundlage für diese Praxis liegt in der ordnungsgemäßen Verwaltung und den 
berechtigten Interessen der Gemeinschaft, unter strikter Beachtung der Zweckbindung, der 
Datenminimierung sowie der Umsetzung geeigneter technischer und organisatorischer 
Schutzmaßnahmen. Kurz gesagt: „So viele Daten wie nötig, so wenig wie möglich“. Im Ergebnis 
bedeutet dies, dass Namen und Zahlungsstände zulässig sind, Bankverbindungen jedoch nicht 
erforderlich sind.

Chef der Daten
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Der Verwalter ist der Chef der Daten

ACHTUNG!
Die Hausverwaltung ist die datenverarbeitende Stelle im Alltag. Ob sie als „eigene
Verantwortliche“ oder als „Auftragsverarbeiterin“ der GdWE einzuordnen ist, ist in Literatur und 
Behördenpraxis umstritten. Aber für die praktische Arbeit des Verwalters ist entscheidend, dass
bei eigener Verantwortlichkeit dieselben DSGVO-Pflichten (Informationspflichten, Verzeichnisse, 
TOMs etc.) gelten.

Der Beirat darf nicht „immer“ Daten verlangen. Die Verwaltung muss Anfragen datenschutz-
konform prüfen (Zweckbezug, Erforderlichkeit, Minimierung, ggf. Schwärzungen). Versenden
sensibler Daten (z. B. per E-Mail an Privatgeräte des Beirats) sollte vermieden werden. 
Einsichtnahmen in den Räumen/Portalen der Verwaltung sind regelmäßig vorzuziehen. 

Makler & Stb
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Weitergabe für andere Zwecke?

Zweckbindung
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Zweckbindung

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass das anerkannte Recht des Eigentümers auf Einsicht in die 
Eigentümerliste (beschränkt auf Name und postalische Anschrift) einer klaren Zweckbindung
unterliegt. Die Verwendung dieser Daten ist ausschließlich für gemeinschaftsbezogene Zwecke
gestattet; eine kommerzielle Nutzung oder die Weitergabe an Dritte ist nach der DSGVO strikt
untersagt.

In der Praxis bedeutet das: Fordern Sie vom anfragenden Eigentümer eine kurze, schriftliche
Bestätigung an, dass die Liste nur für diese internen Zwecke genutzt und nicht weitergegeben wird. 
Sofern diese Erklärung vorliegt, können Sie die Liste als gesicherte Datei (z. B. als verschlüsseltes
PDF) herausgeben. Sollte der Eigentümer diese Bestätigung jedoch verweigern, erfüllen Sie das 
Einsichtsrecht, indem Sie ihm eine beaufsichtigte Einsichtnahme in Ihren Büroräumen ermöglichen. 
Dieser Weg verhindert eine unzulässige Datenverarbeitung, wahrt aber zugleich das Recht des 
Eigentümers. Es ist ratsam, Ihre Entscheidung und die getroffenen Maßnahmen stets kurz zu
dokumentieren.

DS-Hinweise
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Datenschutzrechtliche Hinweise

Panne Einsichtsrecht



Datenschutz und innovative Entwicklungen in der Hausverwaltung
Referent: Reinhold Meister Okon (eDSB)

Wieso Datenpanne?  Einsichtsrecht!! 

Servus Oki, 

ich muss dir trotzdem immer wieder widersprechen. Ich sehe es nicht so, 

dass es hier eine Datenpanne ist. Das Einsichtsrecht gibt sowieso jedem 

Eigentümer die Möglichkeit gänzlich in die Unterlagen zu schauen. Und 

wenn dann mal versehentlich der falsche Empfänger angegeben wurde, 

dann bleibt doch sowieso das Recht nach wie vor erhalten und alle Daten 

werden sowieso offengelegt. Ich verstehe das Problem nicht. Und 

deswegen halte ich es nicht für eine Datenpanne, wenn wir Daten 

innerhalb einer Gemeinschaft an einen anderen Empfänger (versehentlich) 

übersendet haben.

Panne ist Panne
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Eine Datenpanne bleibt eine Datenpanne!

 Geleitete Einsicht statt unkontrollierter Offenlegung. Die Einsicht erfolgt geordnet und 
am Sitz der Verwaltung. Also nur erforderliche Teile werden bereitgestellt. Eine 
versehentliche E-Mail an falsche Empfänger ist gerade keine Einsichtnahme, sondern eine 
unbefugte Offenlegung außerhalb der gesetzlich vorgesehenen Modalitäten.

 Einsichtsrecht rechtfertigt keine irrtümliche Datenweitergabe. Rechtmäßigkeit der 
Verarbeitung setzt einen Rechtsgrund voraus. Der Versand an den falschen Eigentümer ist 
keine bestimmungsgemäße Einsicht und ohne Rechtsgrund i.S.v. Art. 6 DSGVO. Er ist 
damit rechtswidrig und als Datenschutzverletzung zu behandeln.

 Zugänglichkeit ändert nichts an der Rechtswidrigkeit. Auch wenn Einzelabrechnungen zu 
den Verwaltungsunterlagen zählen und bei Einsicht „rechtlich und faktisch zugänglich“ 
sind, folgt daraus keine Erlaubnis für eine unkontrollierte oder irrtümliche Offenlegung 
per E-Mail. Einsichtsmodalitäten sind strikt einzuhalten. 

 Der Prozess der Verarbeitung ist das Problem!



Do´s
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Das sollten Sie tun:

Im Klartext heißt dies:

• Datenzugriff des Beirats strikt zweckgebunden ausrichten (Überwachen, Unterstützen, 
Prüfen) und auf das notwendige Minimum begrenzen; sensible Daten schwärzen.

• Eigentümerliste: nur Name und Anschrift; E-Mail/Telefon nur mit Einwilligung (oder
freiwilliger Liste).

• Bereitstellung über Verwaltungsportal/Einsicht vor Ort statt Versand auf private 
Endgeräte der Beiräte.

• Beirat als interne Empfängerkategorie in den Datenschutzhinweisen der GdWE
transparent benennen.

• Saldolisten mit säumigen Eigentümern zur Beschlussvorbereitung bereitstellen; die 
Erforderlichkeit ist hier regelmäßig gegeben.

Dont´s
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Das sollten Sie vermeiden:

Im Klartext heißt dies:

• Keine pauschale Aushändigung kompletter Datenbestände („alles, was Sie haben“) an 
den Beirat.

• Keine Herausgabe von E-Mail-Adressen/Telefonnummern ohne Einwilligung der 
Betroffenen.

• Keine „Eigenverwaltung“ personenbezogener Daten durch den Beirat auf privaten
Geräten/Clouds (erhöhtes Risiko einer eigenen Verantwortlichkeit und von 
Datenpannen).

• Kein „Erfüllungsgehilfe“-Missverständnis: Der Beirat ist kein Weisungsadressat der 
Verwaltung und umgekehrt. Die Gremien sind getrennte Organe – jedes handelt
innerhalb seiner Kompetenzen.

ET-Liste
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Die Eigentümerliste

V-Unterlagen
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Die Verwaltungsunterlagen

Zusammenfassung
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Zusammenfassung

Aus datenschutzrechtlicher Sicht ist der Verwaltungsbeirat regelmäßig kein externer
Datenempfänger, sondern handelt als internes Organ der GdWE. Die Datenweitergabe
an den Beirat ist zulässig, wenn und soweit sie zur Erfüllung der gesetzlichen Aufgaben
des Beirats nach § 29 WEG erforderlich ist; dabei sind Datenminimierung, Interessen-
abwägung und sichere Bereitstellungskanäle zwingend. E-Mail-Adressen/Telefon-
nummern der Eigentümer sind ohne Einwilligung regelmäßig tabu. 
Im Ergebnis darf der Beirat Daten nicht „immer“ verlangen, und die Hausverwaltung 
muss – und darf – nur im erforderlichen Umfang aushändigen, vorzugsweise über
Einsichtslösungen. Diese Linie ist dogmatisch tragfähig, praxistauglich und schützt
zugleich die Rechte der Betroffenen.
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Zu viel Input? Dann… 


